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Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr . Albert Weiler . – Nächster Redner: 

für die FDP-Fraktion Jens Beeck .

(Beifall bei der FDP)

Jens Beeck (FDP): 
Hochverehrte Präsidentin! Meine sehr geehrten Kol-

leginnen und Kollegen! Das ist nun heute das vorläufige 
Ende eines relativ unwürdigen Schnellverfahrens zur Be-
ratung dieses Gesetzentwurfes .

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht neben relativ unstreitigen Bereichen im 
SGB III, beispielsweise zur Verlängerung der Maßnah-
men für Assistierte Ausbildung oder dem Saison-Kurz-
arbeitergeld für Gerüstbauer, um nichts weniger als etwa 
um den Zugang sehbehinderter Menschen, von Menschen 
mit motorischen und kognitiven Störungen zu Websites, 
zur digitalen Infrastruktur und damit um nichts anderes 
als um ihren Zugang in die Welt von heute und morgen . 

Die Regierung, Herr Dr . Bartke, hat an dieser Stelle bei 
Menschen mit Behinderungen viel Vertrauen verspielt . 
Die Richtlinie ist nicht plötzlich vom Himmel gefallen; 
das Umsetzungsdatum ist seit 2016 bekannt . Dann ist es 
schon eine Zumutung, wenn die Verbände und die Sach-
verständigen für die Anhörung am Montag dieser Woche, 
auf die Sie hingewiesen haben, eine Woche Zeit haben 
für ihre Stellungnahmen, und heute machen wir weiter, 
indem wir dieses Verfahren nach erster Befassung im 
Ausschuss vor acht Tagen, bei der wir nicht einmal Zeit 
hatten, zu beraten, nach der Anhörung am Montag dieser 
Woche und der abschließenden Beratung im Ausschuss 
gestern in zweiter und dritter Lesung heute beenden .

All das, was die gemeinsamen Lehren gewesen sind 
aus der großen Partizipation der Verbände, der Angehö-
rigen, der Betroffenen im Bereich des Bundesteilhabege-
setzes in der vergangenen Wahlperiode, ist hier missach-
tet worden, und das verursacht einen großen Schaden bei 
den Betroffenen und ihren Angehörigen . 

(Kerstin Tack [SPD]: Vielen Dank für das 
Lob!)

Es verwundert auch nicht, dass dann im Ergebnis rela-
tiv wenig herauskommt . Der zunächst, Frau Staatssekre-
tärin, vorgelegte Entwurf der Regierung war insgesamt 
untauglich . Das ist ja durch die Änderungsanträge, die 
auch von den regierungstragenden Fraktionen jetzt vor-
gebracht worden sind, deutlich geworden . Ich will, damit 
ich das nicht alleine vortragen muss, die Sachverständige 
Frau Dr . Arnade zitieren, die das Gesetz bewertet mit:

Dieses Gesetz ist kleinmütig und rückwärtsgewandt . 
Ohne Not wird hier eine Zwei-Klassen-Digitalisie-
rung realisiert …

Ganze Bevölkerungsgruppen würden erst einmal von 
der Teilnahme am digitalen Fortschritt ausgeschlossen . – 
Das ist die Bewertung noch nach den Änderungsanträ-
gen . Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen: Der 

große Wurf im Bereich der Digitalisierung, im Bereich 
der Barrierefreiheit ist das nicht .

(Kerstin Tack [SPD]: Was ist Ihre Meinung?)

– Das ist die gleiche Meinung, die ich auch habe, Frau 
Kollegin Tack .

(Kerstin Tack [SPD]: Frau Arnade ist Ihrer 
Meinung! Super!)

– Ja, an dieser Stelle durchaus .

Wäre der Regierungsentwurf angenommen worden – 
auch das kann man nicht vermeiden zu betonen –, hätte 
es nicht nur keine Verbesserungen, sondern sogar Ver-
schlechterungen gegeben . Beispielsweise waren im Re-
gierungsentwurf  die  grafischen  Programmoberflächen 
überhaupt nicht benannt . 

(Dr . Matthias Bartke [SPD]: Jetzt sind sie es 
doch!)

Es hätte, wenn es darum geht, sich als öffentliche Stel-
le im Netz barrierefrei zu präsentieren, weitestgehende 
Ausnahmetatbestände gegeben – ohne große Begrün-
dungspflicht.  Der  Regierungsentwurf  war  deswegen 
nicht zustimmungsfähig .

Deswegen gab es nach der Anhörung auch gemeinsa-
me Änderungsanträge . In der Sache sind die sechs Ände-
rungsvorschläge, die die Freien Demokraten dazu einge-
bracht haben, durchgekommen .

(Beifall des Abg . Manuel Höferlin [FDP])

Deswegen haben wir heute einen Entwurf, der zustim-
mungsfähig ist, liebe Kolleginnen und Kollegen .

(Beifall bei der FDP)

Ich will noch mal darauf hinweisen: Beispielsweise 
bei Elster, bei der AusweisApp, bei der elektronischen 
Gesundheitskarte wäre  der Wegfall  der  grafischen Pro-
grammoberflächen  zu  einer  Katastrophe  geraten.  Was 
die Einbeziehung der bundeseigenen Unternehmen an-
geht, hat Frau Staatssekretärin Griese zu unserer Freude 
erklärt, die Bundesregierung – das BMAS – habe ihre 
sechs Wochen alte Auffassung, die Deutsche Bahn AG 
sei nicht umfasst, noch geändert,

(Zuruf der Abg . Corinna Rüffer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

sodass wir an dieser Stelle jetzt auch einer Auffassung 
sind .

Damit bleiben aber noch einige Wünsche offen: Be-
gründungspflicht  beispielsweise  für  Befreiungstatbe-
stände; wenn barrierefreie Informationen nicht zur Ver-
fügung stehen, diese auf anderem Weg zur Verfügung 
stellen; insbesondere ein stärkerer Blick auf barrierefreie 
Arbeitsplätze bei den öffentlichen Stellen . 

Aber im Ergebnis werden die Freien Demokraten heu-
te trotzdem zustimmen .

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr . Martin Rosemann [SPD]: Dann kann es ja 
nicht so schlecht sein!)
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Wir erkennen die positiven Aspekte insbesondere im Be-
reich des SGB III, bei der Assistierten Ausbildung, bei 
den Gerüstbauern . 

Geschätzter Kollege Oellers, geschätzter Kollege 
Bartke, wir nehmen Ihre Aussage ernst, dass Sie die 
Wirkung dieses Gesetzes beobachten und gegebenen-
falls nachsteuern werden . Wir wünschen uns sehr – ich 
komme zum Ende, Frau Präsidentin –, dass wir beim 
kommenden  Verfahren  auch  die  Befindlichkeiten  und 
die Wünsche der Betroffenen, ihrer Angehörigen und der 
Verbände wieder ernst nehmen können . Dann sind wir 
gemeinsam auf einem guten Weg .

Herzlichen Dank .

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Jens Beeck . – Nächster Redner: Sören 

Pellmann für die Fraktion Die Linke .

(Beifall bei der LINKEN) 

Sören Pellmann (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Einen wunderschönen guten Abend!

Die Würde des Menschen ist unantastbar . Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staat-
lichen Gewalt .

Niemand darf wegen seiner Behinderung benachtei-
ligt werden .

So steht es in den Artikeln 1 und 3 unseres Grundgeset-
zes, was für uns alle Verpflichtung sein sollte.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg . 
Dr . Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Umsetzung der EU-Richtlinie hätte ein großer 
Wurf für die digitale Barrierefreiheit werden können; 
jedoch haben Regierung und Koalitionsfraktionen nicht 
den Willen, hier als Vorbild voranzugehen . Sie sehen 
selbst für öffentliche Stellen zahlreiche Ausnahmerege-
lungen erneut vor – und das trotz zahlreicher kritischer 
Stellungnahmen in der öffentlichen Anhörung am Mon-
tag dieser Woche .

Mit dem neuen § 12a Absatz 6 des BGG bleiben Sie 
weit hinter dem geltenden Recht zurück . Ebenso ist die 
fehlende  umfassende  Verpflichtung  zu  barrierefreien 
Programmoberflächen ein fataler Rückschritt.

(Beifall bei der LINKEN)

Das kann man schon als Skandal bezeichnen .

Beides kann auch Ihr Änderungsantrag nicht korri-
gieren . Wenn Sie sich nach der Anhörung und Ihren Än-
derungsanträgen – Herr Beeck hat es schon zitiert – die 
Stellungnahme des Blinden- und Sehbehindertenver-
bands anschauen, werden Sie genau das zur Kenntnis 
nehmen .

In weiteren zwei Punkten bleiben Sie hinter den An-
forderungen der EU-Richtlinie deutlich zurück . Sie soll-
ten besser den Betroffenen zuhören . 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wie lief denn die Beteiligung bei der Erstellung Ihres 
Gesetzentwurfs ab, liebe Regierungsfraktionen? Sie sa-
gen, Sie hätten die Verbände umfänglich beteiligt . Dies 
bewerten insbesondere die Verbände und Selbsthilfeor-
ganisationen völlig anders . Eine Woche ist bei weitem 
nicht ausreichend und auch nicht angemessen .

(Beifall bei der LINKEN – Kerstin Tack 
[SPD]: Sagen Sie doch einmal etwas Inhalt-
liches!)

Genau eine Woche hatten die Interessenvertretungen 
Zeit, auf diesen Gesetzentwurf zu reagieren . Das ist nach 
Auffassung der Linken deutlich zu wenig . Diese Verfah-
rensweise kann nur als Pseudobeteiligung bezeichnet 
werden .

(Beifall bei der LINKEN)

Bei dieser Sachlage bekomme ich Zweifel: Sind die 
Artikel 1 und 3 des Grundgesetzes überall bekannt, und 
werden sie auch entsprechend angewandt? Eine inklusi-
ve Gesellschaft ist nach Auffassung der Linken das Ziel 
unseres Rechtsstaats . Demnach wird kein Mensch struk-
turell benachteiligt oder ausgeschlossen . Daher: Sorgen 
wir gemeinsam dafür, dass auch im privaten Leben keine 
Barrieren vorhanden sind!

(Beifall bei der LINKEN)

Ihr Ansatz, die private Wirtschaft freiwillig zur Um-
setzung der Barrierefreiheit zu bewegen, ist ganz offen-
sichtlich gescheitert .

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, stellen Sie sich 
vor, Sie hätten eine Behinderung und wollten mit Freun-
den ins Kino oder ins Restaurant gehen, könnten das aber 
nicht, weil Sie nicht dort hineinkommen; denn dort war-
ten unüberwindliche Barrieren . Wie würde es sich an-
fühlen, wenn Ihr Arzt für Sie nicht erreichbar wäre, weil 
man an ihn nicht herankommt? Oder Sie laufen an einem 
Bäcker vorbei und riechen zwar die leckeren Brötchen, 
können sie sich aber nicht kaufen, weil Sie nicht hinkom-
men .

Einsamkeit,  Würdelosigkeit,  Wut  und  Hilflosigkeit 
sind einige der Gefühle, die mir Betroffene, als wir über 
diesen Gesetzentwurf gesprochen haben, geschildert ha-
ben.  Es  ist  unsere  Pflicht,  diesen Menschen  zu  helfen. 
Die Linke will einen weiteren Schritt in Richtung barrie-
refreie und inklusive Gesellschaft gehen .

(Beifall bei der LINKEN)

Da sich die Privatwirtschaft nicht freiwillig bewegt, müs-
sen wir den Druck erhöhen . Wir wollen die Privatwirt-
schaft zur Barrierefreiheit verpflichten.

(Beifall bei der LINKEN)

Menschenrechte dürfen nicht auf dem Altar der Pro-
fitinteressen geopfert werden. Der Staat muss die Rah-
menbedingungen zur Umsetzung der Barrierefreiheit 

Jens Beeck 


